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Einleitung 

§ 1 Grundproblem und Gang der Untersuchung 

Ziel der Arbeit ist es, die Auswirkungen einer späteren Entscheidung auf den 
Geltungsanspruch eines vorausgegangenen rechtskräftigen  Urteils zu untersu-
chen. Die Untersuchung konzentriert sich dabei auf die Grundkonstellationen, in 
denen eine spätere Entscheidung nachträglich den Geltungsanspruch eines frühe-
ren rechtskräftigen  Urteils in Frage stellt. Von Interesse ist in diesem Zusam-
menhang die allgemeine Frage, ob sich der entstandene Konflikt zwischen den 
beiden Entscheidungen in einem dritten Verfahren  auflösen läßt. Zur Lösung 
dieser Kernfrage  werden allgemeine Prinzipien und unterschiedliche Wege ent-
wickelt und aufgezeigt. 

I. Das Grundproblem 

Anhand einiger Fallbeispiele soll nunmehr das Grundproblem schärfer  einge-
grenzt und dargelegt werden. Dieses läßt sich dadurch kennzeichnen, daß nach 
Erlaß eines Urteils eine zweite Entscheidung ergeht, welche eine entscheidungs-
erhebliche Vorfrage  - ein präjudizielles Rechtsverhältnis - des ersten Verfahrens 
zum Streitgegenstand hat und über das Bestehen dieses Rechtsverhältnisses ab-
weichend zur Beurteilung im ersten Verfahren  rechtskräftig  entscheidet. Einem 
Nebeneinander der beiden Entscheidungen steht aufgrund der zeitlichen Abfolge 
die Rechtskraft  nicht entgegen. Insoweit steht hier nicht „Rechtskraft  gegen 
Rechtskraft" 1, sondern Rechtskraft  neben Rechtskraft.2 Da das spätere Urteil das 
dem ersten Urteil zugrunde liegende Rechtsverhältnis entgegengesetzt zu der Be-
urteilung, welches dieses in den Entscheidungsgründen des ersten Urteils erfah-
ren hat, entscheidet, stellt diese spätere Entscheidung den Geltungsanspruch des 
früheren  Urteils in Frage. Die beiden Urteile stehen folglich in einem inhaltli-

1 So beschreibt Roquette , DR 1941, 2100 (2103), irrigerweise den Konflikt zwi-
schen einem späteren Statusurteil und einem vorausgegangenen Unterhaltsurteil, 
welches die Vaterschaft  entgegengesetzt beurteilt hat. 

2 So zutreffend  Gaul,  FamRZ 1959, 334 (335). 
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chen Widerspruch zueinander. Das beschriebene Problem läßt sich gut anhand 
eines Amtshaftungsprozesses verdeutlichen. 

Beispiel 3: Der Kläger wird im Amtshaftungsprozeß mit der Begründung abgewie-
sen, es stehe ihm ein durchsetzbarer Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu. Im 
Prozeß gegen den Dritten stellt sich heraus, daß dieser Anspruch gar nicht be-
steht. Mit der Klagabweisung gegen den Dritten steht also fest, daß die erste Ent-
scheidung eine Vorfrage  falsch beurteilt hat. 

Auch das Reichsgericht hat sich mit dem abstrakt formulierten  Grundproblem 
bereits auseinandergesetzt. Dort wurde die Frage diskutiert, wie sich ein inter 
omnes wirkendes Vaterschaftsfeststellungsurteil  auf ein vorausgegangenes Un-
terhaltsurteil auswirkt, welches die Vaterschaft  entgegengesetzt zu dem späteren 
Statusurteil beurteilt hat. Dieser Konflikt tritt generell auch zwischen einer vor-
angegangenen Entscheidung und einem nachfolgenden inter partes  wirkenden 
Feststellungsurteil auf, wenn letzteres ein dem ersten Verfahren  zugrunde lie-
gendes präjudizielles Rechtsverhältnis zum Streitgegenstand hat und es dieses 
Rechtsverhältnis anders beurteilt als die vorausgegangene Entscheidung. 

Beispiel 4: In einem ersten Rechtsstreit hatte der Kläger Κ auf Feststellung ge-
klagt, daß ihm eine altrechtliche Dienstbarkeit in Form eines Geh- und Fahrrechts 
über das Nachbargrundstück zustehe, um so Zugang zu dem asphaltierten W.-Weg 
zu erhalten. Diese Klage wurde rechtskräftig  mit der Begründung abgewiesen, daß 
für die altrechtliche Dienstbarkeit, deren Voraussetzungen ansonsten gegeben 
seien, nur deshalb kein Raum vorhanden sei, weil die Verbindungsstrecke über das 
Nachbargrundstück ihrerseits bereits ein öffentlicher  Weg sei. Später wurde in ei-
nem von Κ initiierten verwaltungsgerichtlichen Verfahren,  zu dem der Nachbar 
beigeladen war, rechtskräftig  festgestellt, daß die besagte Verbindungsstrecke 
entgegen der Annahme des Zivilgerichts kein öffentlicher  Weg ist. Die spätere 
Entscheidung stellt damit das zivilrechtliche Urteil in Frage. 

Nicht nur nachfolgende Feststellungsurteile können den Geltungsanspruch 
einer früheren  Entscheidung in Frage stellen, sondern auch ex tunc wirkende Ge-
staltungsurteile. Im Unterschied zu den nachträglichen Feststellungsurteilen 
deckt das Gestaltungsurteil nicht die Fehlerhaftigkeit  des vorangegangenen Ur-
teils auf.5 Denn die Beurteilung der Rechtslage im ersten Verfahren  war auf der 
Grundlage des - zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung - objektiv vorlie-
genden Tatsachenmaterials richtig. Durch die rückwirkende Gestaltung wird je-
doch der ersten Entscheidung der Rechtsboden entzogen.6 Infolgedessen stellt 

3 So das Problem in BGHZ 37, 375. 
4 Abwandlung des Sachverhalts der Entscheidung BGH NJW 1995, 2993. 
5 So zutreffend  Lenenbach, Unvereinbarkeiten zwischen rechtskräftigen  Zivil-

urteilen, S. 17. 
6 Gaul,  Die Grundlagen des Wiederaufnahmerechts,  S. 214. 
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auch ein ex tunc wirkendes Gestaltungsurteil grundsätzlich eine vorausgegange-
ne Entscheidung in Frage. 

Beispiel 7: Ein Arbeitgeber kündigt mit Zustimmung der Hauptfürsorgestelle  sei-
nem schwerbehinderten Arbeitnehmer. Dessen Kündigungsschutzklage wird mit 
der Begründung abgewiesen, die Kündigung sei nicht sozialwidrig und die 
Hauptfürsorgestelle  habe dieser zugestimmt. Nach Eintritt der Rechtskraft  des ar-
beitsgerichtlichen Urteils wird der Zustimmungsbescheid der Hauptfürsorgestelle 
erfolgreich  angefochten und damit rückwirkend aufgehoben. Das Gestaltungsurteil 
greift  hier in ein bereits rechtskräftiges  Urteil ein und stellt dieses im nachhinein 
in Frage. Denn ohne das Vorliegen der Zustimmung der Hauptfürsorgestelle  kann 
einem schwerbehinderten Arbeitnehmer nicht gekündigt werden.8 

Schließlich wird der Geltungsanspruch eines vorausgegangenen rechtskräfti-
gen Urteils auch dann in Frage gestellt, wenn das Bundesverfassungsgericht  die 
dem Urteil zugrunde liegende Norm für nichtig erklärt. Die Normverwerfung 
greift  im Gegensatz zu den Gestaltungsurteilen nicht nur in ein konkretes 
Rechtsverhältnis ein, sondern reißt „für eine Vielzahl von inzwischen ergange-
nen Rechtssprüchen den Rechtsboden"9 auf, wie die § § 9 5 Abs. 3 S. 3, 
79 BVerfGG zeigen. Insoweit wird auch der Geltungsanspruch des bereits 
rechtskräftigen  Urteils durch den Spruch des Bundesverfassungsgerichts  in Frage 
gestellt. 

II. Gang der Untersuchung 

Die vorliegende Arbeit gliedert sich in drei Teile. Der erste Teil befaßt sich in 
den Abschnitten zwei bis vier mit dogmatischen Grundfragen:  Um ein Nachein-
ander von Entscheidungen erörtern zu können, behandelt der zweite Abschnitt 
einen Ausschnitt des Fragenkomplexes der zeitlichen Dimension der Rechts-
kraft.  In diesem Zusammenhang gilt es, die Frage nach dem Zeitraum der Bin-
dungswirkung der materiellen Rechtskraft  bei aufeinanderfolgenden  Entschei-
dungen zu klären. Gegenstand des dritten Abschnitts stellt die Frage dar, ob ein 
Gericht im zweiten Verfahren  an die zusätzlichen Feststellungen eines klagab-
weisenden Urteils gebunden ist. Im vierten Abschnitt wird dann der Maßstab be-
stimmt, an welchem die Erheblichkeit neuer Tatsachen gemessen werden soll. 

Der zweite Teil der Arbeit behandelt das Nacheinander von Entscheidungen 
und seine Auswirkungen unter dem Gesichtspunkt der zeitlichen Dimension der 
Rechtskraft:  Im fünften  Abschnitt wird der oben erwähnte Amtshaftungsfall 10 

7 Beispiel nach BAGE 34, 275. 
8 Vgl. § 15 SchwbG. 
9 So Gaul,  Die Grundlagen des Wiederaufnahmerechts,  S. 214. 
1 0 Vgl. oben S. 14. 


